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A. Problem und Ziel

Das in New York am 28. September 2013 unterzeichnete Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga
der Arabischen Staaten zur Änderung des Abkommens vom 13. No-
vember 2003 über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten
in Berlin (BGBl. 2004 II S. 826, 827) soll in Kraft gesetzt werden.

Das Abkommen wertet das Büro der Liga der Arabischen Staaten zur
Mission auf und gewährt ihrem Personal erweiterte Vorrechte und
 Privilegien, wobei steuerliche Privilegien hiervon ausgenommen sind.

B. Lösung

Inkraftsetzen des Abkommens vom 28. September 2013 durch
Rechtsverordnung.

C. Alternativen

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Es entstehen keine Mehrausgaben für die öffentlichen Haushalte.

Die Wirtschaft wird nicht mit Kosten belastet. Auswirkungen auf das
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht
zu erwarten. Durch die Verordnung entsteht kein Vollzugsaufwand.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Kein Erfüllungsaufwand.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Kein Erfüllungsaufwand.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Kein Erfüllungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 30. Mai 2014
Die Bundeskanzlerin

An den
Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Verordnung zu dem Abkommen vom 28. September 2013 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen Staaten
zur Änderung des Abkommens vom 13. November 2003 über den Sitz des
 Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2
des Grundgesetzes herbeizuführen.

Federführend ist das Auswärtige Amt.

Dr. Angela Merkel
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Verordnung
der Bundesregierung

Verordnung
zu dem Abkommen vom 28. September 2013
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Liga der Arabischen Staaten
zur Änderung des Abkommens vom 13. November 2003
über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin





Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 22. Juni 1954 über den Beitritt der
Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über die Vorrechte und Befreiun-
gen der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen vom 21. November 1947
und über die Gewährung von Vorrechten und Befreiungen an andere zwischen-
staatliche Organisationen (BGBl. 1954 II S. 639), der durch Artikel 4 Absatz 1 des
Gesetzes vom 16. August 1980 (BGBl. 1980 II S. 941) neu gefasst worden ist,
verordnet die Bundesregierung:

Artikel 1

Das in New York am 28. September 2013 unterzeichnete Abkommen zwischen
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen
Staaten zur Änderung des Abkommens vom 13. November 2003 über den Sitz
des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin (BGBl. 2004 II S. 826, 827)
wird hiermit in Kraft gesetzt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tag in Kraft, an dem das Abkommen nach
seinem Artikel 3 in Kraft tritt.

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem das Abkommen
vom 13. November 2003 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Liga der Arabischen Staaten über den Sitz des Büros der Liga der
Arabischen Staaten in Berlin nach seinem Artikel 17 Absatz 1 Satz 1 außer Kraft
tritt.

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im
 Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Bundesrat – 5 – Drucksache 230/14

Verordnung
zu dem Abkommen vom 28. September 2013

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Liga der Arabischen Staaten

zur Änderung des Abkommens vom 13. November 2003
über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin

Vom                      2014

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den                      2014

D i e  B u n d e s k a n z l e r i n

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  A u s w ä r t i g e n
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Begründung zur Verordnung

A .  A l l g e m e i n e r  Te i l

Mit der Verordnung soll das in New York am 28. September 2013 unterzeich nete
Abkommen (Änderungsabkommen) zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Liga der Arabischen Staaten zur Änderung des Ab -
kommens vom 13. November 2003 (Sitzabkommen) über den Sitz des Büros der
Liga der Arabischen Staaten (Liga) in Berlin (BGBl. 2004 II S. 826, 827) in Kraft
gesetzt werden.

Das Änderungsabkommen zum Sitzabkommen und die damit einhergehende
 Aufwertung der bilateralen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Liga trägt der gewachsenen Bedeutung der Liga als verantwort -
licher Regionalakteur Rechnung und trägt zu einem weiteren Ausbau der Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesregierung und der Liga bei.

B .  B e s o n d e r e r  Te i l

Zu Artikel 1

Über diese Bestimmung wird das Abkommen in Anwendung der aufgeführten
gesetzlichen Ermächtigungsgrundlagen in Kraft gesetzt.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Absatz 2 legt den Zeitpunkt fest, zu dem die Verordnung außer Kraft tritt.

Nach Absatz 3 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens und Außerkrafttretens im
 Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Die Verordnung bedarf entsprechend der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage
der Zustimmung des Bundesrates.

Schlussbemerkung

Es entstehen keine Mehrausgaben für die öffentlichen Haushalte.

Die Wirtschaft wird nicht mit Kosten belastet.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis -
niveau, sind nicht zu erwarten.

Durch die Verordnung entsteht kein Vollzugsaufwand. Die Verordnung ist mit dem
Recht der Europäischen Union vereinbar.



Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und

die Liga der Arabischen Staaten –

angesichts der besonders engen Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen Staa-
ten und ihren Mitgliedsstaaten, die auf Verständigung und enger
Zusammenarbeit beruhen,

ausgehend von der zwischen der arabischen Welt und der
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Freundschaft, die ihre
Tiefe und Stärke durch wachsende Zusammenarbeit gezeigt hat, 

in der Bekräftigung des gemeinsamen Wunsches, die Bezie-
hungen weiter zu stärken und zu intensivieren,

in dem Wunsch, die Frage der Vorrechte und Immunitäten der
in der Mission der Liga der Arabischen Staaten in Berlin beschäf-
tigten Personen zu regeln – 

sind übereingekommen, das Abkommen vom 13. November
2003 über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in
Berlin wie folgt zu ändern: 

Artikel 1

Der Titel erhält folgende Fassung: „Abkommen zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga der
Arabischen Staaten über den Sitz der Mission der Liga der
 Arabischen Staaten in Berlin“.

Artikel 2

(1) Alle Bezugnahmen auf das „Büro“ werden durch Bezug-
nahmen auf die „Mission“ ersetzt. In Artikel 7 Absatz 2 werden
die Wörter „vom Büro“ durch die Wörter „von der Liga“ und das
Wort „seiner“ durch das Wort „ihrer“ ersetzt.

(2) Dem bisherigen Wortlaut des Artikel 1 Buchstabe g wird
folgender Wortlaut angefügt: „„Entsandte der Liga“ bezeichnet
die Bediensteten der Mission, die nicht ständig im Sitzstaat woh-
nen und nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und de-
ren Aufgaben der Tätigkeit von Diplomaten vergleichbar ist;
„Technisches Personal“ bezeichnet Bedienstete der Mission, de-
ren Aufgaben sich auf den technischen Betrieb der Mission be-
schränken;“

Bundesrat – 7 – Drucksache 230/14

Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und der Liga der Arabischen Staaten
zur Änderung des Abkommens vom 13. November 2003

über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin



(3) Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 8

Befreiung von Zöllen sowie
von Ein- und Ausfuhrbeschränkungen

Die Mission genießt hinsichtlich ihrer Veröffentlichungen, ihrer
audiovisuellen Materialien und ihrer sonstigen Arbeitsmaterialien
Befreiung von allen Zöllen sowie von allen Ein- und Ausfuhrver-
boten und -beschränkungen, soweit die auf der Grundlage dieser
Befreiung getroffenen Maßnahmen im Einklang mit dem Recht
der Europäischen Union stehen.“

(4) Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

Vorrechte und Immunitäten
der Mitglieder der Mission

(1) Entsandte der Liga genießen in Ausübung ihrer amtlichen
Funktion die Vorrechte, Immunitäten und Erleichterungen, die
den in vergleichbarem Rang stehenden Diplomaten der im Sitz-
staat akkreditierten diplomatischen Missionen nach dem Wiener
Übereinkommen gewährt werden. Von der Geltung des Wiener
Übereinkommens sind die Bestimmungen über steuerrechtliche
Privilegien jedoch ausgenommen. Zusätzlich genießen sie Be-
freiung von Zöllen bei der Einfuhr von für ihre Einrichtung vor -
gesehenen Gegenständen.

(2) Private Hausangestellte, die ausschließlich bei einer in Ab-
satz 1 genannten Person beschäftigt sind, sofern sie weder deut-
sche Staatsangehörige noch im Sitzstaat ständig ansässig sind
und den in einem Mitgliedstaat der Liga oder in einem Drittstaat
geltenden Vorschriften unterstehen, sind von den deutschen Vor-
schriften über soziale Sicherheit befreit. Dies schließt die frei -
willige Beteiligung nicht aus, sofern eine solche zugelassen ist.
Die in Absatz 1 genannten Personen haben die für Arbeitgeber
geltenden Vorschriften zu beachten. 

(3) Dem Technischen Personal, sofern sie nicht ständig im
Sitzstaat wohnen und nicht die deutsche Staatsangehörigkeit
 besitzen, werden folgende Vorrechte gewährt: 

a) Immunität von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich der von ihnen
in ihrer amtlichen Eigenschaft vorgenommenen Handlungen;

b) Befreiung von allen Einwanderungsbeschränkungen und der
Ausländermeldepflicht für sich selbst, ihre Ehegatten und für
die zu ihrem Haushalt gehörenden Kinder, die jünger als 
21 Jahre sind oder von den Mitgliedern der Mission unter -
halten werden;

c) Befreiung von den deutschen Vorschriften über soziale Sicher-
heit. Dies schließt die freiwillige Beteiligung nicht aus, sofern
eine solche zugelassen ist. 

(4) Die Mission teilt der Regierung regelmäßig die Namen der-
jenigen Personen mit, die nach diesen Bestimmungen Vorrechte
und Befreiungen genießen. Die Erhöhung der Anzahl der bevor-
rechtigten Personen gegenüber dem Stand zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Abkommens (2 Personen) bedarf der vor-
herigen schriftlichen Zustimmung der Regierung.

(5) Alle Personen, die nach diesem Abkommen Vorrechte und
Immunitäten genießen, sind unbeschadet derselben verpflichtet,
die Gesetze und sonstigen Vorschriften des Sitzstaats zu be -
achten. Sie sind ferner verpflichtet, sich nicht in die inneren
 Angelegenheiten des Sitzstaats einzumischen. Sie unterlassen
alle Handlungen, die die Beziehungen des Sitzstaats zu dritten
Staaten beeinträchtigen könnten.

(6) Die Vorrechte und Immunitäten werden den Mitgliedern der
Mission und ihren Familienangehörigen im Interesse der Liga und
nicht zu ihrem persönlichen Vorteil gewährt. Für die Beendigung
der Geltung der Vorrechte und Immunitäten werden die Bestim-
mungen des Wiener Übereinkommens über Diplomatische Be-
ziehungen analog herangezogen.
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(7) Die gewährten Vorrechte und Immunitäten erlöschen im
Zeitpunkt der Beendigung der dienstlichen Tätigkeit sowie an
dem Tag, an dem die Mission ihren Sitz in der Bundesrepublik
Deutschland aufgibt.“

(5) Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Artikel 13

Ausweise

Die Regierung stellt den Entsandten der Liga auf Ersuchen des
Leiters der Mission hin Ausweise aus, die ihren Status im Rah-
men des Abkommens bescheinigen.“

(6) In Artikel 15 werden die Wörter „Mitgliedern des Büros“
durch die Wörter „Entsandten der Liga“ ersetzt.

Artikel 3

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, der auf den
 Eingang der letzten Mitteilung folgt, durch welche die Vertrags-
parteien einander die Erfüllung ihrer jeweiligen förmlichen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten mitgeteilt haben.

Geschehen zu New York am 28. September 2013 in zwei
 Urschriften, jede in deutscher und arabischer Sprache, wobei
 jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
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Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

G u i d o  W e s t e r w e l l e

Für die Liga der Arabischen Staaten

N a b i l  E l - A r a b i
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I .  A l l g e m e i n e r  Te i l

Die Liga der Arabischen Staaten (Liga), ein Zusammen-
schluss von 22 Staaten, wurde 1945 gegründet. Sie ver-
steht sich als eine internationale Organisation, die der
Förderung der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen  Zusammenarbeit, dem Schutz der Unabhän-
gigkeit und Souveränität der Mitgliedstaaten sowie der
Vertretung  gesamtarabischer Interessen nach außen
dient. In dieser  Eigenschaft nimmt sie wichtige Aufgaben
in der Koordinierung der Zusammenarbeit aller in ihr ver-
tretenen  arabischen Staaten auch mit der Bundesrepublik
Deutschland wahr.

Regionalpolitisch hat die Liga zunehmend an Bedeutung
gewonnen und sich als verantwortlicher Partner auch in
der bilateralen Zusammenarbeit erwiesen. Das vorliegen-
de Abkommen vom 28. September 2013 zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga
der Arabischen Staaten zur Änderung des Abkommens
vom 13. November 2003 über den Sitz des Büros der
Liga der Arabischen Staaten in Berlin (Änderungsabkom-
men) trägt dem Rechnung und wertet die Beziehungen
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Liga
durch Gewährung erweiterter Vorrechte und Privilegien
auf, wobei steuerliche Privilegien nicht gewährt werden.
Es ist davon auszugehen, dass dieses Änderungsabkom-
men zum bestehenden Abkommen vom 13. November
2003 zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Liga der Arabischen Staaten über
den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in
Berlin (BGBl. 2004 II S. 826, 827) (Sitzabkommen) die
 Arbeit der Liga in beiderseitigem Interesse wirkungsvoll
erleichtern wird.

Das Änderungsabkommen entspricht dem Interesse der
Bundes republik Deutschland an der Pflege und am Aus-
bau ihrer internationalen Beziehungen insbesondere auch
zur arabischen Welt.

I I .  B e s o n d e r e r  Te i l

Präambel

Die Präambel enthält die Beweggründe für den Abschluss
des Änderungsabkommens zum Sitzabkommen ein-
schließlich des gemeinsamen Wunsches, die Beziehun-
gen zwischen der Liga und der Bundesregierung zu inten-
sivieren.

Artikel 1

Dieser Artikel ändert, ausgehend von der Aufwertung des
Büros der Liga in Berlin in eine Mission, den Titel des
 Sitzabkommens.

Artikel 2

A b s a t z  1 ersetzt zunächst alle Bezugnahmen auf
„Büro“ durch Bezugnahmen auf die „Mission“ und er-
gänzt die Begriffsbestimmungen des Artikels 1 des Sitz-
abkommens.

A b s a t z  2 definiert die Begriffsbestimmungen „Ent -
sandte der Liga“ und „Technisches Personal“. 

A b s a t z  3 bestimmt eine Neufassung des Artikels 8 Ab-
satz 3 des Sitzabkommens dergestalt, dass die für die
Veröffentlichungen, audiovisuellen und sonstigen Arbeits-
materialien der Liga geltende Befreiung von Zöllen sowie
von Ein- und Ausfuhrbeschränkungen dann gilt, wenn sie
im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union steht.

A b s a t z  4 bestimmt die in Artikel 11 des Sitzabkom-
mens geregelten Vorrechte und Immunitäten neu. Danach
werden allen Entsandten der Liga Vorrechte und Immuni-
täten bei der Ausübung ihrer amtlichen Funktionen zu -
gebilligt. Sie genießen außerdem Zollbefreiung bei der
Einfuhr von für ihre Einrichtung vorgesehenen Gegen -
ständen. Zudem wird die Befreiung von der Sozialver -
sicherungspflicht für von Entsandten der Liga beschäftig-
tes Hauspersonal geregelt. Steuerliche Privilegien werden
nicht gewährt. Die übrigen Mitglieder der Mission, sofern
sie nicht ständig im Sitzstaat wohnen und nicht die deut-
sche Staatsangehörigkeit besitzen, genießen Befreiungen
und Immunitäten in dem für ihre Tätigkeit erforderlichen
Umfang.

Das gesamte Personal unterliegt außerdem der Verpflich-
tung, die deutsche Rechtsordnung zu achten und sich
nicht in die inneren Angelegenheiten Deutschlands einzu-
mischen.

Weitere Regelungen betreffen die Möglichkeit einer Auf-
hebung von Vorrechten und Immunitäten durch die Liga
sowie den Zeitpunkt des Erlöschens dieser Privilegien.

A b s a t z  5 fasst zudem den Artikel 13 des Sitzabkom-
mens insofern neu, als dass alle Entsandten der Liga auf
Ersuchen des Leiters der Mission amtliche Ausweise er-
halten, die ihren Status belegen.

A b s a t z  6 ändert die Bezugnahme auf „Mitgliedern des
Büros“ in Artikel 15 des Sitzabkommens in die Bezugnah-
me auf „Entsandten der Liga“.

Artikel 3

Dieser Artikel beinhaltet Bestimmungen über das Inkraft-
treten des Änderungsabkommens.

Denkschrift


